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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zur Außenpolitik der EU gegenüber den BRICS-Ländern und anderen 
Schwellenländern: Ziele und Strategien
(2011/2111(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 21 des Vertrags über die Europäische Union, insbesondere Buchstabe 
h, in dem verankert ist, dass die Union (…) die gemeinsame Politik sowie Maßnahmen 
[festlegt], (…) diese [durchführt] und (…) sich für ein hohes Maß an Zusammenarbeit auf 
allen Gebieten der internationalen Beziehungen [einsetzt], um eine Weltordnung zu 
fördern, die auf einer verstärkten multilateralen Zusammenarbeit und einer 
verantwortungsvollen Weltordnungspolitik beruht, 

– unter Hinweis auf den Beschluss des Rates 2010/427/EU vom 26. Juli 2010 über die 
Organisation und die Arbeitsweise des Europäischen Auswärtigen Dienstes1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 5. April 2011 über Migrationsströme infolge 
instabiler Verhältnisse: Reichweite und Rolle der Außenpolitik der EU2,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 8. Juni 2011 an den Rat zur 66. Tagung der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. September 2011 zu einer effizienten 
Rohstoffstrategie für Europa4,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juli 2011 zu außenpolitischen Maßnahmen
der EU zur Förderung der Demokratisierung5,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission zum Finanzrahmen 2014-2020 
(KOM(2011)0500),

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten sowie der 
Stellungnahme des Entwicklungsausschusses (A7-0000/2011),

A. in der Erwägung, dass das Wirtschaftswachstum Brasiliens, Chinas, Indiens, Russlands 
und Südafrikas (der BRICS) eine zunehmende außenpolitische Bedeutung dieser Länder 
nach sich zieht; 

B. in der Erwägung, dass durch den Prozess der Konsolidierung wirtschafts- und 
außenpolitisch starker Staaten wie der BRICS-Länder ein multipolares System entstanden 

                                               
1 ABl. L 201 vom 3.8.2010, S. 30.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0121.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0255.
4 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0364.
5 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0334.
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ist, in dem die weltweite Führungsrolle in zunehmendem Maße von mehreren Ländern 
und regionalen Länderblöcken geteilt wird; in der Erwägung, dass ein solches 
multipolares System eine schrittweise Verlagerung der Weltwirtschaftsmacht auf die 
BRICS-Länder und andere Schwellenländer nach sich zieht und ferner eine Verlagerung 
von außenpolitischer Souveränität und Kontrolle von bestehenden Mächten auf 
aufstrebende Mächte zur Folge hat; in der Erwägung, dass die derzeitige Wirtschaftskrise 
den Prozess des Machtübergangs von den bestehenden Mächten auf die aufstrebenden 
Mächte beschleunigt hat;

C. in der Erwägung, dass es ohne ein integratives neues System der Weltordnungspolitik, 
welches sich auf eine enge Konsultation und Zusammenarbeit mit den BRICS-Ländern 
stützt, kaum Anreize für die Industriestaaten und die Schwellenländer geben wird, in 
Bezug auf wichtige Probleme von globaler Tragweite zusammenzuarbeiten und 
koordinierte Maßnahmen zu ergreifen, was die potenzielle Gefahr (i) einer politischen und 
wirtschaftlichen Zersplitterung und der Herausbildung miteinander im Wettbewerb 
stehender Weltordnungen und getrennter regionaler Räume, (ii) der Entflechtung globaler 
Wirtschaftsstrukturen und Investitionsströme und (iii) des Entstehens einflussreicher 
regionaler Blöcke mit einer sehr geringen internationalen Koordinierung und ohne eine 
mögliche abgestimmte Lösung für die transnationalen Herausforderungen in sich birgt;

D. in der Erwägung, dass die Festigung der wirtschaftlichen und politischen Macht der 
BRICS-Länder und anderer Schwellenländer als die weltweit größten Volkswirtschaften 
nicht notwendigerweise mit dem Übergang von Volkswirtschaften mit einem niedrigen 
Einkommen zu Volkswirtschaften mit einem mittleren Einkommen und dadurch mit dem 
Entstehen und der Festigung einer breiten Mittelklasse in Verbindung gebracht werden 
kann; in der Erwägung, dass das Fehlen einer breiten Mittelklasse in diesen Ländern das 
Ende der wichtigen Rolle im Weltgeschehen von Ländern bedeuten würde, die durch 
wohlhabende Gesellschaften und eine stabile und gemäßigte politische Ausrichtung 
gekennzeichnet sind;

E. in der Erwägung, dass die politischen Verantwortlichen der BRICS-Länder am Ende ihrer 
dritten Tagung am 14. April 2011 eine gemeinsame Erklärung abgegeben haben, in der sie 
eine intensivere internationale Zusammenarbeit und eine Stärkung der 
Weltordnungspolitik fordern und ihre Unterstützung einer multilateralen Diplomatie mit 
den Vereinten Nationen und den G20 zum Ausdruck bringen; in der Erwägung, dass die 
fünf BRICS-Länder 2011 gemeinsam im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen vertreten 
sind;

F. in der Erwägung, dass die EU eine aktive Rolle bei der Ausgestaltung eines Systems der 
Vereinten Nationen spielen sollte, das wirksam zu globalen Lösungen, zu Frieden und 
Sicherheit, Demokratie und zu einer auf der Rechtsstaatlichkeit basierenden Weltordnung 
beitragen kann; in der Erwägung, dass die EU gemäß Artikel 21 EUV formal zu einem 
wirksamen Multilateralismus verpflichtet ist, dessen Kern starke Vereinte Nationen 
bilden; 

1. betont, wie sehr die derzeitige Wirtschaftskrise die wechselseitige Abhängigkeit zwischen 
den Industriestaaten und den BRICS-Ländern und anderen Schwellenländern gezeigt hat; 
weist darauf hin, dass das stabile Wirtschaftswachstum der letzteren eindeutig vom 
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stabilen Wirtschaftswachstum der ersteren abhängt; betont, dass die politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den Industriestaaten und den Schwellenländern 
für beide Seiten von Vorteil sind, und vertritt die Auffassung, dass eine weitere politische 
Verständigung und Koordinierung mit den BRICS-Ländern und anderen 
Schwellenländern daher von der EU vorrangig angestrebt werden sollte; 

2. ist der Auffassung, dass die wechselseitige Abhängigkeit zwischen den Industriestaaten 
auf der einen Seite und den BRICS-Ländern und anderen Schwellenländern auf der 
anderen Seite eine wichtige wirtschaftliche Dimension darstellt, die im Wesentlichen 
jedoch eine politische ist, weil sowohl die Industriestaaten als auch die Schwellenländer 
ein Interesse daran haben, ein wirksames System der Weltordnungspolitik zu 
gewährleisten und gemeinsam die Gefahren für Stabilität und Sicherheit weltweit 
abzuwenden, die das weltweite Wachstumspotenzial drosseln könnten;

3. weist die Behauptung nachdrücklich zurück, dass sich der Westen angesichts des 
Entstehens neuer außenpolitisch maßgeblicher Wirtschaftsmächte und potenzieller 
Rivalen damit abfinden sollte, seine Führungsrolle aufzugeben, und sich auf die 
Bewältigung seines Niedergangs konzentrieren sollte; vertritt vielmehr die Auffassung, 
dass der Westen und insbesondere die EU den Schwerpunkt darauf legen sollte, die 
erforderlichen Skaleneffekte zu erzielen und abgestimmte Maßnahmen zu erarbeiten, um 
sich in die Lage zu versetzen, mit den Schwellenländern konstruktiv und wirksam in 
Wechselbeziehung zu treten; weist darauf hin, dass ein integratives System der 
Weltordnungspolitik entwickelt werden muss, das sich auf die Zusammenarbeit und 
Koordinierung mit den BRICS-Ländern und gegebenenfalls anderen Schwellenländern 
stützt; verweist darüber hinaus auf die entscheidende Rolle des Westens und insbesondere 
der EU bei der Förderung eines integrativen Systems der Weltordnungspolitik wie dieses;

4. stellt fest, dass die BRICS-Länder eine nahezu ständige außenpolitische Koordinierung 
praktizieren, indem sie sich bei der Abstimmung über die Resolution 1973(2011) zu 
Libyen (Südafrika gehörte damals noch nicht zu den BRICS) enthielten, die Abstimmung 
über die Rolle der EU in der Generalversammlung der Vereinten Nationen verschoben 
und übereinstimmende Standpunkte zu Côte d’Ivoire, zum Sudan und zur Verbringung 
von Waffen in den Weltraum einnahmen sowie ihre Maßnahmen über die Tagungen der 
politisch Verantwortlichen der BRICS-Länder aufeinander abstimmen; weist darauf hin, 
dass die BRICS-Länder das derzeitige System der Weltordnungspolitik in Frage zu stellen 
scheinen; ist der Ansicht, dass die gebührende Berücksichtigung des neuen politischen 
und wirtschaftlichen Gewichts der BRICS-Länder und anderer Schwellenländer seitens 
der EU zu einer geordneten Reform der Weltordnungspolitik ohne destabilisierende 
Wirkung beitragen könnte; 

5. vertritt die Auffassung, dass die G20 angesichts der zunehmenden Bedeutung der BRICS-
Länder und anderer Schwellenländer und des sich abzeichnenden multipolaren Systems 
der Weltordnungspolitik das geeignete Forum für die Herstellung von Konsens und für 
einen Entscheidungsfindungsprozess ist, der integrativ und in der Lage ist, die 
gegenseitige Annäherung zu fördern, auch die ordnungspolitische Annäherung; ist der 
Ansicht, dass die G7 trotz der zunehmenden Bedeutung der G20 eine wichtige Rolle als 
ein beratendes, koordinierendes und der Herstellung von Konsens dienendes Forum für 
die Industriestaaten darstellt, um den Dialog mit den BRICS-Ländern und anderen 
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Schwellenländern und vor den G20-Gipfeln zu pflegen; unterstützt die parlamentarische 
Dimension der G20 und ist der Auffassung, dass sie weiter gefestigt und in die 
Entscheidungsfindungsprozesse einbezogen werden sollte, um den demokratischen Dialog 
und die demokratische Kontrolle zu verstärken; 

6. stellt fest, dass die Vereinigten Staaten von Amerika angesichts der zunehmenden 
weltweiten und regionalen Bedeutung Chinas ihr Hauptaugenmerk, ihr politisches 
Engagement und ihre Mittel schrittweise in den Pazifik verlagern und die nordatlantische 
Dimension und die Zusammenarbeit mit der EU als strategisch unbedeutender betrachten 
könnten; stellt des Weiteren fest, dass Asien eine zunehmend wichtigere Rolle auf der 
außenpolitischen Tagesordnung der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union spielen wird; äußert sich besorgt darüber, dass die Haltung der 
Vereinigten Staaten und der EU gegenüber China und anderen Schwellenländern in Asien 
nicht ausreichend abgestimmt sein und zu einer Entkoppelung der Politik der USA und 
der EU gegenüber diesen Ländern führen könnte; ist fest davon überzeugt, dass die USA 
und die EU nur durch die Abstimmung ihrer Anstrengungen die erforderlichen 
Skaleneffekte erzielen werden, um in einen wirksamen Dialog mit den Schwellenländern 
einzutreten; vertritt die Ansicht, dass regelmäßige Gipfeltreffen zwischen der EU und den 
USA zusätzlich zu den G7-Gipfeltreffen die Gelegenheit böten, gemeinsame Ziele 
festzulegen und Strategien aufeinander abzustimmen; 

7. betont, wie wichtig es ist, dass die Gesamtkoordinierung der EU-Außenpolitik gegenüber 
den BRICS-Ländern und anderen Schwellenländern durch die Hohe Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik erfolgt; ist der Ansicht, dass die EU anstreben sollte, 
unter der Koordinierung der Hohen Vertreterin eine bessere Verknüpfung der Außen- und 
Sicherheitspolitik mit den sektoralen Politikbereichen der EU wie Entwicklung, 
Energieversorgungssicherheit, Handel, Zugang zu Rohstoffen und seltenen Erden, 
Klimawandel und Migration mit dem Ziel zu erreichen, Synergien zu nutzen und einen 
kohärenten und systemischen außenpolitischen Ansatz zu gewährleisten;

8. ist der Auffassung, dass ein kohärenter außenpolitischer Ansatz auf EU-Ebene auch eine 
verstärkte Koordinierung zwischen dem Präsidenten des Europäischen Rates, der Hohen 
Vertreterin, dem Rat, dem Parlament und der Kommission zu Fragen, die 
Berührungspunkte mit den Tagesordnungen der G7, G8 und G20 haben, zur Folge hat;

9. stellt fest, dass die EU die Fähigkeit haben sollte, ihre inneren Entscheidungsstrukturen 
anzupassen und zu reformieren, um einen Entscheidungsfindungsprozess zu 
gewährleisten, der ihre Pluralität widerspiegelt und der Herstellung von Konsens dient; 
betont, wie wichtig ein kohärenter außenpolitischer Ansatz auf EU-Ebene für die BRICS-
Länder und andere Schwellenländer ist, der in der Organisation des EAD seinen 
Niederschlag findet; ist der Ansicht, dass der EAD in Bezug auf die BRICS-Länder 
abgesehen von seiner Organisation nach geografischen und thematischen Kriterien eine 
Ad-hoc-Koordinierungsstelle einrichten sollte, die gewährleistet, dass alle einzelnen 
politischen Maßnahmen gegenüber den BRICS-Ländern unter einem systemischen 
Gesichtspunkt miteinander vereinbar sind und dass die angenommenen politischen 
Leitlinien in den Dialog der EU mit Industriestaaten wie Japan, Kanada und den USA 
einfließen; ist der Auffassung, dass die EU-Delegationen in den BRICS-Ländern und 
anderen Schwellenländern ein Netzwerk bilden sollten, das eine ständige Beobachtung 
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und Analyse der Beziehungen zwischen den BRICS-Ländern und der einschlägigen 
gegenseitigen Empfindlichkeiten ermöglicht, wodurch ein stärker systemisch angelegtes 
Konzept entstehen kann; vertritt die Auffassung, dass die EU ihre Mittel darauf 
verwenden sollte, eine Führungsrolle bei der Reformierung des Systems der 
Weltordnungspolitik und der internationalen Organisationen zu übernehmen, um einen 
integrativeren Prozess der Konsensbildung und der Entscheidungsfindung auf 
internationaler Ebene zu gewährleisten;

10. betont die wichtige und positive Rolle des Verbindungsbüros des Parlaments in 
Washington DC für die Förderung des Dialogs und der Zusammenarbeit zwischen dem 
Parlament und dem US-Kongress und ist der Ansicht, dass aufbauend auf dieser positiven 
Erfahrung zu den Bediensteten der EU-Delegationen in den BRICS-Ländern 
Verbindungsbeamte des Parlaments zählen sollten, um ein tieferes Verständnis der 
nationalen parlamentarischen Dimension in jedem dieser Länder zu entwickeln und eine 
engere Zusammenarbeit und den Dialog zwischen dem Europäischen Parlament und den 
nationalen Parlamenten auf bilateraler Basis zu fördern; vertritt die Auffassung, dass über 
seine bestehenden Delegationen für die Beziehungen zu China, Indien, Russland und 
Südafrika eine Delegation für die Beziehungen zu Brasilien in Erwägung gezogen werden 
sollte;

11. ist der Ansicht, dass sich die zuständigen Bediensteten des Parlaments zur Gewährleistung 
der demokratischen Kontrolle der Gestaltung der Politik der EU gegenüber den BRICS-
Ländern und anderen Schwellenländern und zur Erleichterung eines verstärkten 
interparlamentarischen Dialogs mit diesen Staaten Fachkenntnisse aneignen und somit 
über die geeigneten analytischen Instrumente und Kontrollfähigkeiten verfügen und in der 
Lage sein sollten, die Mitglieder bei der Förderung eines wirksamen Dialogs zu 
unterstützen;

12. begrüßt die vorgenannte Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Ein Haushalt für 
‚Europe 2020’“, in der ein Vorschlag für die Konzipierung von 
Finanzierungsinstrumenten und Programmen im Rahmen des nächsten mehrjährigen 
Finanzrahmens 2014-2020 vorgelegt wird; teilt die Ansicht des EAD, dass das neue 
Partnerschaftsinstrument zur Unterstützung der Wirtschaftsinteressen der EU in der 
übrigen Welt unter Einschluss der Tätigkeiten, die nicht mit öffentlicher 
Entwicklungshilfe gefördert werden können, ein außenpolitisches Instrument sein sollte; 
ist der Auffassung, dass ein solches Partnerschaftsinstrument einen Beitrag zur Festigung 
stärkerer Wirtschaftsbeziehungen und dadurch intensiverer politischer Beziehungen mit 
einzelnen Staaten leisten könnte, und begrüßt die Förderung der ordnungspolitischen 
Annäherung als eines seiner Ziele; ist der Ansicht, dass bei der Neugestaltung der 
Finanzierungsinstrumente und Programme der Bedeutung von Ad-hoc-
Finanzierungsquellen besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte, mit denen 
Schwellenländer und potenzielle Schwellenländer bei der Festigung demokratischer 
Strukturen und der Entwicklung einer verantwortungsvollen Staatsführung und der 
Rechtsstaatlichkeit, guter Bildungssysteme und der schrittweisen sozialen Eingliederung 
unterstützt werden; begrüßt den Vorschlag der Kommission, den Grundsatz der 
Konditionalität in alle EU-Programme und –Instrumente aufzunehmen, und ist der 
Ansicht, dass dies von entscheidender Bedeutung ist, um eine größere Hebelwirkung bei 
der Förderung universell anerkannter Werte und der verantwortungsvollen 
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Regierungsführung zu erzielen; 

13. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Präsidenten des Europäischen 
Rates, dem Präsidenten der Kommission, der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik/Vizepräsidentin der Kommission, dem Rat, dem polnischen Ratsvorsitz 
der Europäischen Union, der Kommission und dem US-Außenministerium zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Die BRICS-Länder (Brasilien, China, Indien, Russland und Südafrika) und andere 
Schwellenländer könnten eine starke außenpolitische Bedeutung auf internationaler Ebene 
erlangen, falls sich ihr Wirtschaftswachstum weiter konsolidiert. Prognosen zufolge werden 
die sieben Schwellenländer Brasilien, China, Indien, Indonesien, Mexiko, Russland und die 
Türkei im Jahr 2050 größere Volkswirtschaften haben als die G7-Staaten Deutschland, 
Frankreich und Italien, Japan, Kanada, die USA und das Vereinigte Königreich gemeinsam. 
Gemessen am BIP dürfte China vor 2020 die weltweit größte Volkswirtschaft sein, während 
Indien noch vor 2050 die am schnellsten wachsende Volkswirtschaft weltweit werden könnte. 

Wie die derzeitige Wirtschaftskrise zeigt, besteht ein hoher Grad an wechselseitiger 
Abhängigkeit zwischen Industriestaaten und Schwellenländern und die Festigung der 
wirtschaftlichen Führungsrolle letzterer hängt natürlich vom wirtschaftlichen Wohlstand und 
vom Wachstum ersterer ab. Daraus ergibt sich die Möglichkeit, über die Comitas und die 
Zusammenarbeit in Wirtschaftsfragen hinauszugehen und die Einrichtung einer gemeinsamen 
außenpolitischen Plattform anzustreben, vorausgesetzt, dass ein neues System der 
Weltordnungspolitik erarbeitet wird, das ausreichend integrativ für die BRICS-Länder und 
andere Schwellenländer ist und sich auf gemeinsame Werte stützt. 

In dieser Hinsicht sollte darauf hingewiesen werden, dass die BRICS-Länder ihre 
außenpolitischen Zielsetzungen bereits klar zum Ausdruck gebracht haben: Seit 2009 halten 
sie regelmäßige Tagungen ab und streben danach, sich auf internationaler Ebene zu 
engagieren. Insbesondere am Ende der dritten Tagung der politischen Verantwortlichen der 
BRICS-Länder am 14. April 2011 gaben diese eine gemeinsame Erklärung ab, in der sie eine 
intensivere internationale Zusammenarbeit und eine Stärkung der Weltordnungspolitik 
fordern und sie ihre Unterstützung für eine multilaterale Diplomatie im Rahmen der Vereinten 
Nationen und der G20 zum Ausdruck bringen. Die BRICS-Länder sind daneben bemüht, ihre 
Kräfte zu bündeln, indem sie bei verschiedenen Gelegenheiten ihre Haltung koordiniert 
haben: So haben sie sich bei der Abstimmung über die Resolution 1973(2011) zu Libyen 
(Südafrika gehörte damals noch nicht zu den BRICS) enthalten, die Abstimmung über die 
Rolle der EU in der Generalversammlung der Vereinten Nationen verschoben und 
übereinstimmende Standpunkte zu Côte d’Ivoire, zum Sudan und zur Verbringung von 
Waffen in den Weltraum eingenommen. Die BRICS-Länder scheinen daher das derzeitige 
System der Weltordnungspolitik in Frage zu stellen. Würde jedoch ein neues integratives 
System der Ordnungspolitik erarbeitet, dann könnten sie wertvolle Partner des Westens 
werden, wie die jüngste Reform des IWF, die Ernennung seiner neuen Generaldirektorin und 
die laufenden Diskussionen darüber, wie die Wirtschaftskrise in Europa bewältigt werden 
kann, zeigen. 

Die EU wird das neue politische und wirtschaftliche Gewicht der BRICS und anderer 
Schwellenländer gebührend berücksichtigen und ihren eigenen politischen Einfluss nutzen 
müssen, um universelle Werte in dem sich abzeichnenden multipolaren System der 
Weltordnungspolitik weiterhin zu fördern und sich beim Prozess der Reform des Systems der 
Weltordnungspolitik an die Spitze zu setzen. Hierfür muss die EU jedoch als eine einzige und 
starke politische und wirtschaftliche Einheit auftreten. Dies ist um so notwendiger, als die 
transnationalen Herausforderungen – wie der Klimawandel, weltweite ordnungspolitische 
Fragen, der Zugang zu Rohstoffen und seltenen Erden, der Terrorismus, die nachhaltige 
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Entwicklung, die weltweite politische Stabilität und Sicherheit – einen auf Regeln 
basierenden integrativen Ansatz erfordern, der sich auf gemeinsame Werte, Konsens, 
intensive Konsultationen und eine enge Zusammenarbeit mit den neuen Schwellenländern 
stützt, so dass wirksame Lösungen für transnationale Herausforderungen gefunden werden, 
wenn diese Werte wirklich geteilt werden. Die EU könnte und sollte diesbezüglich auf jeden 
Fall die Initiative ergreifen und eine zentrale Rolle spielen.

Ziel dieses Berichts ist es, die Grundlagen eines neuen, integrativen Systems der 
Weltordnungspolitik zu erörtern und Empfehlungen abzugeben, wobei Kernbereiche der 
Reform festzulegen sind, in denen die EU ihre Maßnahmen und ihre institutionelle 
Architektur straffen könnte und dabei ihr Potenzial stärkt und ihre Effektivität als globaler 
Akteur erhöht.


